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Antrag 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

 

Entschließung des Bundesrates „Für eine von Humanität und 
Rechtsstaatlichkeit geprägte Asyl- und Migrationspolitik“ 

Chef der Staatskanzlei              Schwerin, 12. Dezember 2023 
Mecklenburg-Vorpommern 

An die 
Präsidentin des Bundesrates 
Frau Ministerpräsidentin 
Manuela Schwesig 

Sehr geehrte Frau Präsidentin,  

die Landesregierung von Mecklenburg-Vorpommern hat beschlossen, dem Bundes-

rat die als Anlage beigefügte 

 Entschließung des Bundesrates „Für eine von Humanität und Rechtsstaatlich-
keit geprägte Asyl- und Migrationspolitik" 

zuzuleiten. 

Ich bitte Sie, die Vorlage gemäß § 36 Absatz 2 der Geschäftsordnung des Bundes-

rates auf die Tagesordnung der Sitzung des Bundesrates am 15. Dezember 2023 

zu setzen und anschließend den Ausschüssen zur Beratung zuzuweisen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Patrick Dahlemann 



 



 
Entschließung des Bundesrates „Für eine von Humanität und Rechtsstaatlich-
keit geprägte Asyl- und Migrationspolitik" 
 
 

Der Bundesrat möge beschließen: 

1. Bund und Länder haben am 6. November 2023 zahlreiche Maßnahmen beschlos-

sen, um den wachsenden Herausforderungen bei der Aufnahme, Unterbringung 

und Integration Geflüchteter, die in Deutschland Schutz suchen, gerecht zu wer-

den. 

2. Nun gilt es, die beschlossenen Maßnahmen schnellstmöglich umzusetzen und er-

gänzende Voraussetzungen dafür zu schaffen, damit diese auch wirksam werden 

können. Die Länder bitten daher den Bund Folgendes zu ermöglichen: 

 die zügige Umsetzung von Erleichterungen bei bau- und vergaberechtlichen 

Regelungen, sowohl für Gemeinschaftsunterkünfte als auch für soziale und Bil-

dungseinrichtungen wie Schulen, Kindertageseinrichtungen und Gesundheits-

einrichtungen, 

 die Schaffung nicht nur der rechtlichen, sondern auch der finanziellen Voraus-

setzungen zur schnellen Vermittlung von Migrantinnen und Migranten in den 

Arbeitsmarkt durch eine sach- und bedarfsgerechte Mittelausstattung der Job-

center und der Ausländerbehörden, 

 die schnelle Vereinbarung von bundesweit geltenden Mindestanforderungen für 

eine diskriminierungsfrei ausgestaltete Bezahlkarte, 

 den Ausbau der Unterstützung der in der Flüchtlingshilfe ehrenamtlich 

Engagierten und von Angeboten wie Integrationslotsinnen und -lotsen, deren 

Arbeit sich 2015/2016 bewährt hat, 

 mehr Flexibilität bei den Sprachkursen und weniger starre Vorgaben für die 

Qualifikation der Sprachtrainerinnen und Sprachtrainer sowie Sprachlehrerin-

nen und Sprachlehrer, 

 die weitere Unterstützung der Ausländerbehörden bei der Umsetzung der 

Digitalisierungsprojekte durch den Bund zur Entlastung der 

Ausländerbehörden. 
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3. Darüber hinaus soll sich der Bund bei der Aufnahme und Begleitung von unbeglei-

teten Minderjährigen stärker engagieren, den angestoßenen Prozess zur Fachkräf-

tegewinnung in der Kinder- und Jugendhilfe forcieren und sich an mittel- und lang-

fristigen, migrationsbedingten Kosten stärker beteiligen. Dies gilt insbesondere für 

die Unterstützung investiver Maßnahmen in Schulen. 

4. Eine Kürzung der finanziellen Mittel für das Bundesamt für Migration und Flücht-

linge lehnt der Bundesrat ab und fordert stattdessen eine sachgerechte Ausstat-

tung der Behörde. 

 

Begründung: 

Die erfolgreiche Umsetzung einer durch Humanität und Rechtsstaatlichkeit geprägten 

Asyl- und Migrationspolitik in den Ländern und Kommunen bedarf flankierender 

Maßnahmen des Bundes in den Bereichen Aufnahme, Unterbringung, Bildung und 

Integration von Geflüchteten. 
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